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I. Allgemeine Bestimmungen 
 

 

§ 1 Firma, Sitz und Geschäftsjahr 
 

(1) Die Firma der Gesellschaft lautet 

 

Fraport AG 

Frankfurt Airport Services Worldwide. 

 

(2) Der Sitz der Gesellschaft ist Frankfurt am Main. 

 

(3) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

 

§ 2 Gegenstand des Unternehmens 

 

(1) Gegenstand des Unternehmens ist insbesondere der Betrieb, die Unterhaltung, die 

Entwicklung und der Ausbau des Flughafens Frankfurt Main. Zum Gegenstand des Un-

ternehmens gehören zudem der Betrieb, die Unterhaltung, die Entwicklung und der 

Ausbau anderer Flughäfen, Infrastruktureinrichtungen und Immobilien im In- und Aus-

land und die Erbringung damit zusammenhängender Dienstleistungen sowie die Nut-

zung und Vermarktung der dabei gewonnenen Kenntnisse und Fähigkeiten im In- und 

Ausland. 

 

(2) Die Gesellschaft ist zu allen Handlungen und Maßnahmen berechtigt, die unmittelbar 

oder mittelbar der Erreichung des Gesellschaftszwecks förderlich erscheinen. 

 

(3) Die Gesellschaft ist berechtigt, Unternehmen gleicher oder verwandter Art zu gründen, 

zu erwerben oder sich an ihnen zu beteiligen sowie Unternehmensverträge abzu-

schließen. Die Gesellschaft kann Unternehmen unter einheitlicher Leitung zusammen-

fassen oder sich auf die Verwaltung von Beteiligungen beschränken. 

 

 

§ 3 Bekanntmachungen 
 

Die Bekanntmachungen der Gesellschaft werden im Bundesanzeiger veröffentlicht. 

 

 



 

 

II. Grundkapital und Aktien 
 

 

§ 4 Höhe und Einteilung des Grundkapitals 

 

(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt € 922.670.540,00 (in Worten: € 

Neunhundertzweiundzwanzigmillionensechshundertsiebzigtausendfünfhundertvi

erzig). Es ist eingeteilt in 92.267.054 Stückaktien. 

 

(2) Die Aktien lauten auf den Inhaber. 

 
(3) Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital in der Zeit bis zum 30. Mai 2018 

mit Zustimmung des Aufsichtsrats einmalig oder mehrmals um insgesamt bis zu 

€ 3.500.000,00 durch Ausgabe neuer Aktien gegen Bareinlage zu erhöhen (Ge-

nehmigtes Kapital). Das Bezugsrecht der Aktionäre kann mit Zustimmung des 

Aufsichtsrates ausgeschlossen werden, soweit Spitzenbeträge auszugleichen 

sind oder soweit das Genehmigte Kapital zur Ausgabe neuer Aktien gegen Bar-

einlagen an Arbeitnehmer der Gesellschaft und mit ihr verbundener Unterneh-

men ausgenutzt wird (Arbeitnehmeraktien). Über den weiteren Inhalt der Aktien-

rechte und die Bedingungen der Aktienausgabe entscheidet der Vorstand mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats. 

(4) Das Grundkapital ist um bis zu € 3.664.500,00 bedingt erhöht. Die bedingte Kapi-

talerhöhung wird hinsichtlich des Aktienoptionsplans 2001 nur insoweit durchge-

führt, wie Inhaber von Bezugsrechten, die im Rahmen des Aktienoptionsplans 

2001 aufgrund der am 14. März 2001 erteilten Ermächtigung ausgegeben wur-

den, von ihren Bezugsrechten Gebrauch machen und die Gesellschaft die Ak-

tienoptionen nicht durch eigene Aktien oder mittels Lieferung von Aktien durch 

Dritte erfüllt. Die bedingte Kapitalerhöhung wird hinsichtlich des Aktienoptions-

plans 2005 nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber von Bezugsrechten, die im 

Rahmen des Aktienoptionsplans 2005 auf Grund der Ermächtigung vom 1. Juni 

2005 bzw. aufgrund der durch Hauptversammlungsbeschluss vom 28. Mai 2008 

geänderten Ermächtigung ausgegeben wurden, von ihren Bezugsrechten Ge-

brauch machen, die Gesellschaft die Aktienoptionen nicht durch eigene Aktien 

mittels Lieferung von Aktien durch Dritte oder eine Barzahlung erfüllt und das 

bedingte Kapital nicht zur Erfüllung von Aktienoptionen aus dem Aktienoptions-

plan 2001 bereits ausgenutzt wurde oder zur Erfüllung des Aktienoptionsplans 

2001 erforderlich ist. Die neuen Aktien nehmen jeweils vom Beginn des Ge-

schäftsjahres am Gewinn teil, für das zum Zeitpunkt der Ausübung des Bezugs-



 

 

rechtes noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die Verwendung des 

Bilanzgewinns gefasst worden ist. 

 

(5) Die Form und den Inhalt von Aktienurkunden, etwaigen Gewinnanteils- und Erneue-

rungsscheinen setzt der Vorstand fest. 

 

(6) Ein Anspruch der Aktionäre auf Verbriefung ihrer Aktien und Gewinnanteile ist ausge-

schlossen, soweit dies gesetzlich zulässig und nicht eine Verbriefung nach den Regeln 

einer Börse erforderlich ist, an der die Aktie zugelassen ist. 

 

 
III. Der Vorstand 
 

 

§ 5 Zusammensetzung und Geschäftsordnung 

 

(1) Der Vorstand besteht aus mindestens drei Personen. Im Übrigen bestimmt der Auf-

sichtsrat ihre Zahl. Der Aufsichtsrat bestellt die Vorstandsmitglieder. Er kann einen 

Vorsitzenden des Vorstands sowie einen stellvertretenden Vorsitzenden des Vorstands 

ernennen. 

 

(2) Die Gesellschaft wird durch zwei Vorstandsmitglieder oder durch ein Vorstandsmitglied 

in Gemeinschaft mit einem Prokuristen gesetzlich vertreten.  

 

(3) Der Vorstand gibt sich eine Geschäftsordnung, die der Zustimmung des Aufsichtsrats 

bedarf. Der Vorstand kann sich Richtlinien der Geschäftsführung geben. 

 

 

IV. Aufsichtsrat 
 

 

§ 6 Zusammensetzung, Amtsdauer, Amtsniederlegung 

 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus 20 Mitgliedern, von denen 10 Mitglieder durch die Aktio-

näre und 10 Mitglieder durch die Arbeitnehmer gewählt werden. Die Wahl erfolgt längs-

tens für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung für 

das vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschließt. Hierbei wird das 

Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, nicht mitgerechnet. Die Hauptversamm-

lung kann für Mitglieder der Aktionäre bei der Wahl eine kürzere Amtszeit bestimmen. 



 

 

 

(2) Mit der Wahl eines Aufsichtsratsmitglieds kann gleichzeitig ein Ersatzmitglied bestellt 

werden, das Mitglied des Aufsichtsrats wird, wenn das Aufsichtsratsmitglied vor Ablauf 

seiner Amtszeit ausscheidet, ohne dass ein Nachfolger gewählt ist. Tritt ein Ersatzmit-

glied an die Stelle des ausgeschiedenen Mitglieds, so erlischt sein Amt mit Ende der 

Hauptversammlung, in der eine Ersatzwahl stattfindet, spätestens jedoch mit Ablauf 

der Amtszeit des ausgeschiedenen Aufsichtsratsmitglieds. Die Wahl von Ersatzmitglie-

dern für die Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmer richtet sich nach dem Mitbestim-

mungsgesetz. 

 

(3) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats kann sein Amt unter Einhaltung einer vierwöchigen 

Frist auch ohne wichtigen Grund durch schriftliche Mitteilung an den Vorsitzenden des 

Vorstands und Aufsichtsratsvorsitzenden niederlegen. Der Aufsichtsratsvorsitzende, im 

Falle einer Amtsniederlegung durch den Aufsichtsratsvorsitzenden dessen Stellvertre-

ter, kann einer Kürzung der Frist zustimmen. 

 

 

§ 7 Aufsichtsratsvorsitzender, Stellvertreter 

 

(1) Im Anschluss an die Hauptversammlung, in der die von der Hauptversammlung zu 

wählenden Aufsichtsratsmitglieder neu gewählt worden sind, findet eine Aufsichtsrats-

sitzung statt, die keiner besonderen Einberufung bedarf, in der der Aufsichtsrat nach 

den Bestimmungen des Mitbestimmungsgesetzes für die Dauer seiner Amtszeit aus 

seiner Mitte einen Aufsichtsratsvorsitzenden und einen Stellvertreter wählt. Der Stell-

vertreter tritt in allen Fällen an die Stelle des Aufsichtsratsvorsitzenden, in denen dieser 

verhindert ist, sofern sich nicht aus dieser Satzung etwas Abweichendes ergibt. Er hat 

in allen Fällen, in denen er in Stellvertretung des Aufsichtsratsvorsitzenden handelt, die 

gleichen Rechte wie der Aufsichtsratsvorsitzende, jedoch mit Ausnahme der dem Auf-

sichtsratsvorsitzenden nach dem MitbestG zustehenden zweiten Stimme. 

 

(2) Scheidet der Aufsichtsratsvorsitzende oder sein Stellvertreter vorzeitig aus dem Amt 

aus, findet unverzüglich eine Neuwahl für die restliche Amtszeit des Ausgeschiedenen 

statt. 

 

 



 

 

§ 8 Ausschüsse des Aufsichtsrats 

 

Soweit das Gesetz es zulässt, kann der Aufsichtsrat ihm obliegende Aufgaben und 

Rechte auf den Aufsichtsratsvorsitzenden, einzelne seiner Mitglieder oder auf die aus 

seiner Mitte bestellten Ausschüsse übertragen. Gehört der Aufsichtsratsvorsitzende ei-

nem Ausschuss an und ergibt eine Abstimmung im Ausschuss Stimmengleichheit, so 

hat er, nicht aber sein Stellvertreter, bei einer erneuten Abstimmung, wenn auch diese 

Stimmengleichheit ergibt, zwei Stimmen. 

 

 

§ 9 Einberufung und Beschlussfassung 

 

(1) Die Sitzungen des Aufsichtsrats beruft der Aufsichtsratsvorsitzende schriftlich, durch 

Telefax oder durch E-Mail mit einer Frist von mindestens zwei Wochen unter Mitteilung 

des Ortes und der Zeit der Versammlung ein. Dabei werden der Tag der Absendung, 

der Einberufung und der Tag der Sitzung nicht mitgerechnet. In dringenden Fällen 

kann er die Frist bis auf fünf Tage abkürzen und die Sitzung auch mündlich oder fern-

mündlich einberufen. Die Vorschriften des § 110 Abs. 1 und 2 AktG bleiben unberührt. 

 

(2) Mit der Einberufung sind die Gegenstände der Tagesordnung mit Beschlussvorschlä-

gen mitzuteilen. Wurde ein Tagesordnungspunkt nicht ordnungsgemäß angekündigt, 

so darf hierüber nur beschlossen werden, wenn kein Aufsichtsratsmitglied einer Be-

schlussfassung widerspricht. 

 

(3) Den Vorsitz in den Sitzungen des Aufsichtsrats führt der Aufsichtsratsvorsitzende. Er 

bestimmt die Reihenfolge, in der die Gegenstände der Tagesordnung verhandelt wer-

den, sowie Art und Reihenfolge der Abstimmungen. 

 

(4) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder, aus 

denen er insgesamt zu bestehen hat, an der Beschlussfassung persönlich oder durch 

schriftliche Stimmabgabe teilnimmt. 

 

(5) Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst, soweit 

das Gesetz nichts anderes zwingend bestimmt. Dies gilt auch für Wahlen. Bei Stim-

mengleichheit hat bei einer erneuten Abstimmung über denselben Gegenstand, wenn 

auch sie Stimmengleichheit ergibt, der Aufsichtsratsvorsitzende zwei Stimmen. 

 



 

 

(6) Ein abwesendes Mitglied kann seine schriftliche Stimmabgabe durch ein anderes Auf-

sichtsratsmitglied überreichen lassen; das Recht des Aufsichtsratsvorsitzenden gemäß 

§ 109 Abs. 2 AktG, Aufsichtsratsmitglieder, die einem Ausschuss nicht angehören, von 

der Ausschusssitzung auszuschließen, bleibt unberührt. 

 

(7) An den Sitzungen des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse kann eine Person, die dem 

Aufsichtsrat nicht angehört, an Stelle eines verhinderten Aufsichtsratsmitglieds teil-

nehmen, wenn dieses sie hierzu im Einzelfall schriftlich ermächtigt hat und sie sich 

schriftlich verpflichtet hat, über sämtliche ihr in den Sitzungen bekannt gewordenen 

Angelegenheiten Stillschweigen zu bewahren. Die dem Aufsichtsrat nicht angehörende 

Person kann schriftliche Stimmabgaben des verhinderten Aufsichtsratsmitglieds über-

reichen. 

 

(8) In dringenden Fällen sind Beschlussfassungen außerhalb von Sitzungen schriftlich, 

durch Telefax oder durch E-Mail zulässig, wenn der Vorsitzende des Aufsichtsrats eine 

solche Beschlussfassung unter Setzung einer angemessenen Frist vorschlägt und kein 

Mitglied des Aufsichtsrats diesem Verfahren widerspricht. 

 

(9) Über die Sitzungen und Beschlüsse des Aufsichtsrats sind Niederschriften anzuferti-

gen, vom Sitzungsleiter zu unterzeichnen und allen Aufsichtsratsmitgliedern in Ab-

schrift zuzuleiten. 

 

(10) Soweit zur Durchführung von Beschlüssen des Aufsichtsrats oder einer seiner Aus-

schüsse Erklärungen abzugeben oder entgegenzunehmen sind, handelt der jeweilige 

Vorsitzende für den Aufsichtsrat. Sonstige Urkunden und Bekanntmachungen des Auf-

sichtsrats sind vom Aufsichtsratsvorsitzenden zu unterzeichnen. 

 

 

§ 10 Schweigepflicht 

 
Die Aufsichtsratsmitglieder haben Stillschweigen zu bewahren über vertrauliche Anga-

ben und Geheimnisse der Gesellschaft, namentlich Betriebs- oder Geschäftsgeheim-

nisse, die ihnen durch ihre Tätigkeit im Aufsichtsrat bekannt werden. Diese Verpflich-

tung besteht auch nach Beendigung ihres Amts. Dem Gebot der Schweigepflicht unter-

liegen insbesondere die Stimmabgabe, der Verlauf der Debatte, die Stellungnahmen 

sowie sonstige persönliche Äußerungen der einzelnen Aufsichtsratsmitglieder. 

 
 



 

 

§ 11 Aufgaben und Befugnisse des Aufsichtsrats 

 

(1) Der Aufsichtsrat bestellt den Vorstand und überwacht dessen Geschäftsführung. 

 

(2) Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschäftsordnung. Der Aufsichtsrat kann sich Richtli-

nien für die Ausübung seiner Tätigkeit geben. 

 

(3) Der Aufsichtsrat ist zu Satzungsänderungen berechtigt, die nur die Fassung betreffen. 

 

(4) Abgesehen von den gesetzlich vorgeschriebenen und den in der Geschäftsordnung 

des Vorstands festgelegten Fällen bedarf der Vorstand der Zustimmung des Aufsichts-

rats für: 

- Geschäfte und Maßnahmen, die die Unternehmensstruktur oder die Unter-

nehmensstrategie wesentlich ändern oder die zu einer wesentlichen Änderung 

der Unternehmensentwicklung führen, 

- Geschäfte und Maßnahmen, die die betriebliche Altersversorgung oder sonsti-

ge Zusatzversorgungen der Arbeitnehmer wesentlich ändern, 

- Gründung, Erwerb oder Veräußerung von unmittelbaren und mittelbaren Betei-

ligungsunternehmen, soweit die Verpflichtung oder die Berechtigung der Ge-

sellschaft aus der beteiligungsbezogenen Maßnahme € 5.000.000 überschrei-

tet. 

 

 

§ 12 Vergütung 

 

(1) Jedes Aufsichtsratsmitglied erhält eine feste, am Ende des Geschäftsjahres zahlbare 

Vergütung von € 22.500 pro vollem Geschäftsjahr. Der Aufsichtsratsvorsitzende und 

der Vorsitzende des Finanz- und Prüfungsausschusses erhalten das Doppelte, der 

Stellvertreter des Aufsichtsratsvorsitzenden und die Vorsitzenden der weiteren Aus-

schüsse des Aufsichtsrats erhalten das Anderthalbfache dieses Betrages. Für die Mit-

gliedschaft in Ausschüssen erhalten die Aufsichtsratsmitglieder eine zusätzliche, feste 

Vergütung in Höhe von € 5.000 pro Ausschuss und vollem Geschäftsjahr. Diese zu-

sätzliche Vergütung wird für höchstens zwei Ausschussmitgliedschaften gezahlt. Auf-

sichtsratsmitglieder, die während des laufenden Geschäftsjahres in den Aufsichtsrat 

eintreten oder aus dem Aufsichtsrat ausscheiden, erhalten eine entsprechende anteili-

ge Vergütung. Entsprechendes gilt bei Veränderungen der Mitgliedschaft in Ausschüs-

sen. 

 



 

 

(2) Jedes Aufsichtsratsmitglied erhält für jede Teilnahme an Sitzungen des Aufsichtsrats 

und an Sitzungen eines Ausschusses, dessen Mitglied es ist, ein Sitzungsgeld in Höhe 

von jeweils € 800.  

 

(3) Die Gesellschaft erstattet den Aufsichtsratsmitgliedern ihre notwendigen Auslagen und 

die auf ihre Vergütung und Sitzungsgelder entfallende Umsatzsteuer, falls sie diese 

gesondert in Rechnung stellen können und stellen. Die Gesellschaft kann auf ihre Kos-

ten zu Gunsten der Aufsichtsratsmitglieder eine Haftpflichtversicherung abschließen, 

die die gesetzliche Haftpflicht für Vermögensschäden aus der Aufsichtsratstätigkeit ab-

deckt.  

 

 

V. Hauptversammlung 
 

 

§ 13 Ordentliche Hauptversammlung 

 

Die ordentliche Hauptversammlung findet innerhalb der ersten acht Monate eines jeden 

Geschäftsjahrs statt. 

 

 

§ 14 Ort und Einberufung 

 

(1) Die Hauptversammlung wird vom Vorstand oder vom Aufsichtsrat einberufen. Sie fin-

det am Sitz der Gesellschaft, an einem deutschen Börsenplatz oder in einer deutschen 

Stadt mit mehr als 100.000 Einwohnern statt.  

 

(2) Die Hauptversammlung ist mindestens 36 Tage vor dem Tage der Versammlung ein-

zuberufen. Bei der Berechnung der Frist sind der Tag der Hauptversammlung und der 

Tag der Einberufung nicht mitzurechnen. 

 

 

§ 15 Voraussetzungen für Teilnahme und Stimmrechtsa usübung 

 

(1) Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind 

diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich vor der Hauptversammlung anmelden und ihre 

Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimm-

rechts nachweisen. Die Anmeldung und der Nachweis der Berechtigung nach Satz 1 

müssen der Gesellschaft oder einer für sie empfangsberechtigten Stelle unter der in 



 

 

der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse mindestens sechs Tage vor der Hauptver-

sammlung zugehen. Bei der Berechnung der Frist sind der Tag der Hauptversammlung 

und der Tag des Zugangs nicht mitzurechnen. 

 

(2) Die Anmeldung bedarf der Textform. Für den Nachweis der Berechtigung nach Absatz 

1 Satz 1 ist ein in Textform und in deutscher oder englischer Sprache erstellter beson-

derer Nachweis des Anteilsbesitzes durch das depotführende Institut erforderlich. Der 

besondere Nachweis des Anteilsbesitzes hat sich auf den Beginn des 21. Tages vor 

der Versammlung zu beziehen. 

 

(3) Die Gesellschaft ist berechtigt, bei Zweifeln an der Richtigkeit oder Echtheit des be-

sonderen Nachweises des Anteilsbesitzes einen geeigneten weiteren Nachweis zu ver-

langen. Wird dieser Nachweis nicht oder nicht in gehöriger Form erbracht, kann die 

Gesellschaft den Aktionär zurückweisen.  

 

(4) Fällt das Ende einer Frist oder ein Termin, die oder der von der Hauptversammlung 

zurückberechnet wird, auf einen Sonntag, einen Sonnabend oder einen Feiertag, 

kommt eine Verlegung auf einen zeitlich vorausgehenden oder nachfolgenden Werktag 

nicht in Betracht. Die Fristenregelungen der §§ 187 bis 193 des Bürgerlichen Gesetz-

buchs sind nicht entsprechend anzuwenden. 

 

 

§ 16 Leitung und Ablauf 

 

(1) Die Hauptversammlung kann auf Anordnung des Versammlungsleiters vollständig oder 

teilweise in Bild und Ton auch öffentlich übertragen werden, wenn dies in der Einla-

dung zur Hauptversammlung bekannt gemacht worden ist. 

 

(2) Die Leitung in der Hauptversammlung übernimmt der Aufsichtsratsvorsitzende, im Fall 

seiner Verhinderung ein von ihm bestimmtes Mitglied des Aufsichtsrats. Andernfalls 

wird der Versammlungsleiter von den vor Beginn der Hauptversammlung anwesenden 

Aufsichtsratsmitgliedern gewählt. 

 

(3) Der Versammlungsleiter regelt den Ablauf der Hauptversammlung, insbesondere die 

Reihenfolge der Verhandlungsgegenstände und die Art der Abstimmung. Er kann sich 

hierbei, insbesondere bei der Ausübung des Hausrechts, der Unterstützung von Hilfs-

personen bedienen. Der Versammlungsleiter kann das Frage- und Rederecht des Akti-

onärs zeitlich angemessen beschränken; soweit angemessen, ist er insbesondere er-

mächtigt, die Frage- und/oder Redezeit einzelner oder aller Aktionäre zu einzelnen 



 

 

oder allen Gegenständen der Hauptversammlung zu Beginn oder während des Ver-

laufs der Hauptversammlung zu beschränken und, sofern dies im Hinblick auf eine 

ordnungsgemäße Durchführung rechtlich zulässig ist, den Schluss der Debatte anzu-

ordnen. 

 

 

§ 17 Stimmrecht 

 

(1) Jede Stückaktie gewährt eine Stimme. 

 

(2) Das Stimmrecht kann durch Bevollmächtigte ausgeübt werden. Aktionäre können der 

Gesellschaft oder einem von ihr benannten Stimmrechtsvertreter Vollmachten auch auf 

einem von der Gesellschaft näher zu bestimmenden elektronischen Weg erteilen. Die 

Einzelheiten für die Erteilung dieser Vollmachten werden in der Einladung zur Haupt-

versammlung bekannt gemacht. 

 

(3) Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre ihre Stimme, auch ohne an 

der Versammlung teilzunehmen, schriftlich oder im Wege elektronischer Kommunikati-

on abgeben dürfen (Briefwahl). Der Vorstand ist auch ermächtigt, Bestimmungen zum 

Verfahren der Briefwahl zu treffen. 

 

 

§ 18 Beschlussfassung 

 

(1) Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen und, soweit 

eine Kapitalmehrheit erforderlich ist, mit einfacher Mehrheit des vertretenen Grundkapi-

tals gefasst, sofern nicht nach zwingenden gesetzlichen Vorschriften oder dieser Sat-

zung eine höhere Mehrheit erforderlich ist. Bei Stimmengleichheit gilt ein Beschluss als 

abgelehnt. 

 

(2) Bei Wahlen, ausgenommen Ergänzungswahlen zum Aufsichtsrat im Sinne von § 6 

Abs. 2 Satz 3, gilt der Vorschlag als angenommen, auf den die meisten Stimmen ent-

fallen; bei Stimmengleichheit entscheidet das vom Versammlungsleiter zu ziehende 

Los. 

 

  



 

 

VI. Jahresabschluss und Gewinnverwendung 
 

 

§ 19 Jahres- und Konzernabschluss 

 

Der Vorstand hat den Jahresabschluss und den Lagebericht sowie den Konzernab-

schluss und den Konzernlagebericht für das vergangene Geschäftsjahr aufzustellen 

und diese zusammen mit einem Vorschlag für die Verwendung des Bilanzgewinns un-

verzüglich nach deren Aufstellung dem Aufsichtsrat vorzulegen. Der Aufsichtsrat hat 

den Jahresabschluss, den Lagebericht, den Vorschlag für die Verwendung des Bilanz-

gewinns sowie den Konzernabschluss und Konzernlagebericht unter Hinzuziehung des 

Abschlussprüfers der Gesellschaft zu prüfen. 

 

 

§ 20 Rechte nach dem Haushaltsgrundsätzegesetz 

 

Der Bundesrechnungshof und der Hessische Rechnungshof haben die Befugnisse aus 

§ 54 Haushaltsgrundsätzegesetz. Satz 1 gilt entsprechend für die Rechnungsprü-

fungsbehörde der Stadt Frankfurt am Main.  

 

 

§ 21 Gewinnverwendung 

 

(1) Die Hauptversammlung beschließt über die Verwendung des Bilanzgewinns. 

 

(2) Die Gewinnanteile der Aktionäre bestimmen sich nach ihren Anteilen am Grundkapital. 

 

(3) Im Falle der Erhöhung des Grundkapitals kann die Gewinnbeteiligung der neuen Aktien 

abweichend von § 60 Abs. 2 Aktiengesetz bestimmt werden. 

 

(4) Stellen Vorstand und Aufsichtsrat den Jahresabschluss fest, so können sie den nach 

Abzug der in die gesetzliche Rücklage einzustellenden Beträge und eines etwaigen 

Verlustvortrags sich ergebenden Jahresüberschuss bis zu 100 % in andere Gewinn-

rücklagen einstellen, bis diese die Hälfte des Grundkapitals erreicht haben. 

 

(5) Stellt die Hauptversammlung den Jahresabschluss fest, so müssen 50 % des um die in 

die gesetzliche Rücklage einzustellenden Beträge und um einen etwaigen Verlustvor-

trag geminderten Jahresüberschusses in andere Gewinnrücklagen eingestellt werden. 
 


